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I.  Nationalsozialistische Maßnahmen
1.  Rassistische Gesetze
Im Statut des Londoner Viermächte-Abkommens vom 8. August 1945, das die Grundlage der Gerichtsbarkeit des Internationalen Militärtribunals gegen die deutschen Hauptkriegsverbrecher in Nürnberg bildete, wurden im Artikel 6 drei Arten von Verbrechen benannt:
	Verbrechen gegen den Frieden

	Kriegsverbrechen

	Verbrechen gegen die Menschheit (humanity).



Die »Verbrechen gegen den Frieden« und »Kriegsverbrechen« waren bereits in anderen Verträgen, im »Briand-Kellogg-Pakt vom August 1928« und in den Haager und Genfer Konventionen festgehalten worden. 1945 war man gezwungen, eine neue Definition, nämlich das »Verbrechen gegen die Menschheit«, einzuführen, um die Taten der Nationalsozialisten beschreiben und bestrafen zu können. Denn diese Verbrechen gegen die Menschheit waren historisch so neuartig, daß man nicht auf Präzedenzfälle zurückgreifen konnte. »Verbrechen gegen die Menschheit« wurden als »unmenschliche Handlungen« definiert und durch das Londoner Statut wie folgt festgehalten:
»Mord, Ausrottung, Versklavung, Deportation oder andere unmenschliche Handlungen, begangen an irgendeiner Zivilbevölkerung vor oder während des Krieges, Verfolgung aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen.«[1]

In der deutschen Übersetzung sind daraus die »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« geworden, als hätten es, so Hannah Arendt, »die Nazis lediglich an ›Menschlichkeit‹ fehlen lassen, als sie Millionen in die Gaskammern schickten, wahrhaftig das Understatement des Jahrhunderts«[2]. Hannah Arendt beschreibt in ihrem Buch »Eichmann in Jerusalem« das andere, Besondere an den von den Nationalsozialisten verübten Verbrechen:
»Erst als das Naziregime erklärte, das deutsche Volk dulde nicht nur keine Juden in Deutschland, sondern gedächte, das jüdische Volk überhaupt vom Erdboden verschwinden zu lassen, trat das neue Verbrechen hervor, das Verbrechen an der Menschheit im eigentlichen Sinne, nämlich an dem ›Status des Menschseins‹ oder an dem Wesen des Menschengeschlechts.«[1]

Kein anderer Staat hatte sich vorher oder nachher angemaßt zu bestimmen, wer die Erde bewohnen darf und wer vom Erdboden verschwinden sollte, wer gebären und zeugen darf und wer nicht, wer leben darf und wer sterben muß.
Mit der nationalsozialistischen Machtübernahme im Jahr 1933 begann ein erbarmungsloser Kampf gegen den »Status des Menschseins«, nach der NS-Terminologie ein Rassenkrieg gegen das »eigene« Volk wie gegen »fremde« Völker.
»Innerdeutschland« wurde mit der nationalsozialistischen Machtübernahme zum »Kriegsschauplatz«[2] im Kampf gegen die feindlichen oder für feindlich erklärten Bevölkerungsgruppen. Eine »Front«, die sofort eröffnet wurde, war die Gesetzgebung mit der Verabschiedung von Ausnahmerechten. Beginnend mit dem ersten Notverordnungsakt vom 4. Februar 1933 über die Notverordnung vom 28. Februar 1933 – »das grundlegende Ausnahmerecht, auf das sich die nationalsozialistische Diktatur bis zu ihrem Zusammenbruch stützte« – bis zum Ermächtigungsgesetz vom 23. März 1933 wurde ein »permanenter Ausnahmezustand über Deutschland« verhängt.[3]
Wesentliche Grundrechte wurden außer Kraft und rassistische Gesetze in Kraft gesetzt. Schon mit der ersten jener Notverordnungen vom 4. Februar 1933 hatten sich die nationalsozialistischen Machthaber die Vollmacht zur Ausschaltung der konkurrierenden Gruppen und Politiker, das Recht zur Gleichschaltung der öffentlichen Meinungsbeeinflussung und die Möglichkeit zur Institutionalisierung der auf Ausnahmerecht begründeten Herrschaft verschafft.
Durch die, einen Tag nach dem Reichstagsbrand erlassene, »Verordnung des Reichstagspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat« vom 28. 2. 1933 wurden die in der Weimarer Verfassung festgelegten Grundrechte außer Kraft gesetzt: das Recht auf persönliche Freiheit, das Recht der freien Meinungsäußerung (auch in der Presse), das Vereins- und Versammlungsgesetz, das Brief-, Post-, Telegrafen- und Fernsprechgeheimnis und die Unverletzlichkeit der Wohnung und des Eigentums. In dieser Notverordnung war ebenfalls festgelegt worden, daß der Reichspräsident, »wenn im Deutschen Reiche die öffentliche Sicherheit und Ordnung erheblich gestört oder gefährdet wird, die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maßnahmen treffen, erforderlichenfalls mit Hilfe der bewaffneten Macht einschreiten« kann.[1]
Durch die Verordnung vom 21. März 1933 wurden »Sondergerichte« im Bezirk eines jeden Oberlandgerichtes eingerichtet. Sie waren, wie der Reichsjustizminister Thierack 1943 in einem Brief an das Oberlandgericht Köln erklärte, »eine scharfe Waffe der Staatsführung zur Aburteilung politischer Straftäter«[2]. Den »Sondergerichten« oblag die Aburteilung all jener Menschen, die aufgrund dieser neuen Gesetzgebung angeklagt wurden.
Zugleich mit dieser Notverordnung wurde der innenpolitisch entscheidende Sektor der Polizei im Reichsgebiet fast überall in die Hände von SA- oder SS-Führern, politischen Leitern der NSDAP und anderen zuverlässigen Parteigängern übergeben, der SA und SS wurden hilfspolizeiliche Befugnisse eingeräumt. 1936 wurde der Reichsführer-SS zum Polizeichef für ganz Deutschland. Ihm unterstanden die Deutsche Polizei, der Sicherheitsdienst (SD), das Reichssicherheitshauptamt (RSHA), das SS-Wirtschafts- und Verwaltungs-Hauptamt (WVHA) und die SS-Truppen.[3]
Besondere »Schutzhaft-Unterkünfte ausserhalb der Polizei- und Justiz-Gefängnisse«, die Konzentrationslager, wurden errichtet. Ab März 1933, so der derzeitige Stand der Forschung, wurden 59 »frühe Konzentrationslager« errichtet.[4] In Bayern wurde am 20. März 1933 das erste »offizielle Konzentrationslager« für männliche Häftlinge eröffnet, das KZ Dachau.[1] Bei Schwäbisch Gmünd in Württemberg richteten die Nationalsozialisten Ende März 1933 das erste »offizielle Konzentrationslager« für weibliche Häftlinge, das KZ Gotteszell, ein.[2] Bis Juni 1933 hatte das Preußische Innenministerium insgesamt sechs Lager offiziell als staatliche Konzentrationslager anerkannt. Sie wurden aus der preußischen Staatskasse finanziert.[3]
Bis zur Kapitulation im Mai 1945 war vom nationalsozialistischen deutschen Staat ein über ganz Europa verteiltes Netz von Konzentrationslagern, Todeslagern, Zwangsarbeitslagern und anderen Lagern und Haftstätten installiert worden. Innerhalb des nationalsozialistischen Staates stellte dieses System der Konzentrationslager, der anderen Lager und Haftstätten Freiheitsberaubung, Willkür, Terror, Grausamkeiten und Greuel, Verschleppung, Zwangs- und Sklavenarbeit, Ausbeutung, Massen- und Völkermord dar. Mit anderen Worten: Es verweist auf eine Verflechtung des Lager-Systems mit dem gesamten politischen und gesellschaftlichen Leben, auf die »Lagerisierung«[4] des gesamten Lebens.
Dieses Netzwerk von Lagern diente einerseits zur Unterdrückung und Ermordung von Millionen von Menschen verschiedenster Nationalität, die als Feinde bezeichnet oder als Mitglieder der »minderwertigen« Bevölkerungsgruppen klassifiziert wurden. Andererseits diente es »effektiver der Aufrechterhaltung der Macht des Regimes als jede andere seiner Institutionen«[5]. Denn diese Lager waren, »so unwahrscheinlich dies klingen mag, die eigentlich zentrale Institution des totalen Macht- und Organisationsapparats«[6]. Und doch gibt es viele Untersuchungen über Hitler, den Nationalsozialismus und das Dritte Reich, die die betreffenden Konzentrationslager und anderen Lager manchmal nur beiläufig und oft gar nicht erwähnen, die die Verflechtung des Lager-Systems mit dem gesamten politischen und gesellschaftlichen Leben nicht berücksichtigen oder in die Analyse einbeziehen.
Mit dem Ermächtigungsgesetz vom 23. März 1933 hatte sich die nationalsozialistische Regierung das Recht erteilen lassen, ohne Rücksicht auf Reichstag und Verfassung Gesetze zu erlassen. Bis zu diesem Zeitpunkt galt im Deutschen Reich der Artikel 109 der Deutschen Reichsverfassung vom 11. August 1919, der besagte: »Alle Deutschen sind vor dem Gesetz gleich.« Die nationalsozialistischen Politiker, die grundsätzlich von der Ungleichheit von Rassen und Individuen ausgingen, führten bereits kurze Zeit nach ihrer Machtübernahme durch rassistische Gesetzgebungen für Personengruppen, die sie als Menschen unterschiedlicher »Rasse«, unterschiedlichen »Werts« und unterschiedlicher »Erbmasse« definierten, ungleiches Recht ein. Stand das »Deutsche Reich als Staat der Tatsache, dass ein Deutscher Jude« oder eine Deutsche Jüdin ist, bis zu diesem Zeitpunkt »gleichgültig gegenüber«[1], so änderte sich dies nun entscheidend: Jüdinnen und Juden, die deutsche Staatsbürger waren und die sich als deutsche Staatsbürger betrachteten, wurden zu Nichtdeutschen erklärt. Rassistische Gesetze – eine Minderheitengesetzgebung – wurden für sie geschaffen. Dies war eine Gesetzgebung, die nicht die Rechte der Minderheit sicherte, sondern sie aufhob.
Wenn im folgenden von Jüdinnen und Juden gesprochen wird, denen dadurch eine ungleiche Behandlung zuteil wurde, so bedarf dies einer Erläuterung. Die 1933 erlassenen rassistischen Gesetze, die eine unterschiedliche Beurteilung der deutschen Staatsbürgerschaft vornahmen, bedienten sich bis 1935 regelmäßig nicht des Begriffs Jude; sie gebrauchten das Wort »Nichtarier« oder in der adjektivischen Form »nichtarisch«. Dieser Begriff geht weiter als der Begriff Jude, wie er bis dahin üblich war. Das »Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« vom 7. April 1933 verfügte:
»Beamte, die nicht arischer Abstammung sind, sind in den Ruhestand (§§ 8ff.) zu versetzen.«[2]

In der ersten Verordnung zur Durchführung dieses Gesetzes vom 11. April 1933 definierten die Nationalsozialisten, was sie unter dem Begriff »Nichtarier« verstanden wissen wollten:
»§ 3. (1) Als nicht arisch gilt, wer von nicht arischen, insbesondere jüdischen Eltern oder Grosseltern abstammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Grosselternteil nicht arisch ist. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn ein Elternteil oder ein Grosselternteil der jüdischen Religion angehört hat …
(3) Ist die arische Abstammung zweifelhaft, so ist ein Gutachten des beim Reichsministerium des Inneren bestellten Sachverständigen für Rasseforschung einzuholen.«[1]

Die Bezeichnung »nichtarische Abstammung« war somit für alle Personen amtlich definiert, die einen jüdischen Eltern- oder Großelternteil hatten. Und diese Definition erlaubte es, die deutsche Bevölkerung in zwei Kategorien einzuteilen: »Arier« waren nun alle Personen ohne jüdische Vorfahren, »Nichtarier« dagegen alle Personen, gleich ob jüdischer, christlicher, sonstiger oder gar keiner Konfession, mit einer jüdischen Mutter oder Großmutter bzw. einem jüdischen Vater oder Großvater.
Dadurch war das Recht auf Selbstdefinition aufgehoben worden. Nicht mehr die eigene Entscheidung, welcher religiösen Gruppe sie oder er angehörte, angehören wollte bzw. nicht angehören wollte, zählte, sondern die durch das Gesetz vorgegebene sogenannte wissenschaftliche »Vererbungslinie«. Damit fand eine gesetzlich fixierte Neudefinition der jüdischen Gemeinschaft statt, die ihre Kennzeichnung nicht mehr in der kulturellen und konfessionellen Zugehörigkeit der betroffenen Person selbst hatte, sondern in der konfessionellen Zugehörigkeit der Vorfahren.
Mehr als 1500 rassistische Gesetze, Verordnungen, Verfügungen, Durchführungsbestimmungen und Erlasse, ein System der kontinuierlichen Entrechtung der jüdischen Bevölkerung Deutschlands, wurden bis Kriegsbeginn diskutiert und beschlossen.[2] Durch den Prozeß dieser seit 1933 beschlossenen Gesetze, durch Diskriminierung, Definition, Segregation und Konzentration wurde die jüdische Bevölkerung Deutschlands stufenweise und systematisch von ihren staatsbürgerlichen Rechten ausgeschlossen; ihre Vertreibung, Deportation und »Sonderbehandlung«, d.h. ihre Ermordung, wurde organisiert.
Bezog sich der »Arier-Paragraph« praktisch nur auf die »Abkömmlinge des jüdischen Volkes«[3], so erfuhren die rassistischen Gesetze mit den »Nürnberger Gesetzen« entscheidende Ausweitungen. Zunächst wurden die rassistischen Begriffe präzisiert. Aus »Nichtariern« wurden nun »Juden«, und »Arier« wurden fortan als »Deutschblütige« bezeichnet. Zweitens bezogen sich die »Nürnberger Gesetze« außer auf jüdische Frauen, Männer und Kinder auch auf andere so bezeichnete »Artfremde«. Und drittens bedeuteten sie eine weitere Etappe der staatlichen Institutionalisierung des antijüdischen Rassismus, indem sie über die sozialökonomischen und politisch-vereinsrechtlichen Diskriminierungen hinaus den Übergriff auf die körperliche Integrität und die Privatsphäre markierten.
Die »Nürnberger Gesetze« vom 15. September 1935, d.h. das »Reichsbürgergesetz« und das »Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre«, gaben zur rassistischen Segregation der deutschen Bevölkerung die staatsrechtliche Grundlage. Im Reichsbürgergesetz war geregelt worden, daß »Reichsbürger« nur sein konnte, wer »deutschen oder artverwandten Blutes« ist, und nur »Reichsbürger« waren »alleinige Träger der vollen politischen Rechte«.[1] Jüdinnen und Juden ebenso wie Zigeunerinnen und Zigeuner deutscher Nationalität waren nun nicht mehr Reichsbürger, d.h. gleiche Staatsbürger; ihnen wurde der Zweite-Klasse-Status Staatsangehöriger zugewiesen.
Das »Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre« verbot sowohl die Eheschließung als auch den außerehelichen Verkehr zwischen jüdischen und nichtjüdischen, zigeunerischen und nichtzigeunerischen, afrodeutschen und nichtafrodeutschen Frauen und Männern, d.h. zwischen all den Personen, die als »Träger artfremden Blutes« definiert worden waren. Bei Verstoß gegen dieses Gesetz wurde der männliche Partner wegen »Rassenschande« mit Zuchthaus oder Gefängnis, zumeist jedoch mit dem Tod bestraft.[2] Obwohl im Gesetz nur eine Bestrafung des an einem »Rassenschandefall« beteiligten Mannes vorgesehen war, wurden auch Frauen, Jüdinnen wie Nichtjüdinnen, verfolgt. Frauen, die wegen »rassenschänderischen Verhaltens« verhaftet worden waren, wurden zwischen 1935 und 1937 in das Konzentrationslager Moringen, später in die Konzentrationslager Ravensbrück und Auschwitz eingeliefert. »Bemerkenswert ist«, schreibt Ino Arndt in ihrer Studie über das Frauenkonzentrationslager Ravensbrück, »daß ein Teil der Häftlinge dieser Kategorie schon einige Zeit vor Inkrafttreten des sogenannten Blutschutzgesetzes (…) verhaftet worden waren; die Schutzhaftbefehle der ersten sechs dieser Frauen, die seit dem 8. August im Lager waren, datieren von Ende Juli.«[3]
Ausgehend von der politischen Strategie, die besagte, daß der »Volkskörper« von »Erbkrankheiten, Mißbildungen und Verbrecheranlagen gleichermaßen und unterschiedslos«[1] zu reinigen sei, reagierte der nationalsozialistische Staat mit rassistischen Gesetzen auch auf die »Deutschen«, die wissenschaftliche Experten als »arisch« bzw. »deutschblutig« akzeptierten, jedoch als »minderwertig« definierten und behandelten. Rassistische Gesetze gegen »Erbkranke, Gemeinschaftsfeindliche, Gemeinschaftsunfähige« und »Gemeinschaftsfremde« wurden seit 1933 erlassen. Mit dem »Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« vom 14. Juli 1933 wurde die Zwangssterilisation von als »erbkrank« klassifizierten Frauen und Männern eingeführt, d.h., es wurde gesetzlich geregelt, wer Kinder gebären oder zeugen durfte und wer davon ausgeschlossen war.[2] Bereits zwei Jahre später wurde mit dem »Gesetz zum Schutz der Erbgesundheit des deutschen Volkes (Ehegesundheitsgesetz)« die Ehe von »Gesunden« mit »Erbkranken« sowie mit Menschen, die an ansteckenden Krankheiten (vor allem Geschlechtskrankheiten) litten, und mit entmündigten geistig gestörten Menschen verboten.[3]
Für die Nationalsozialisten bestand »gar kein Zweifel« daran, »daß auch die Anlagen zum Verbrecher erblich bedingt sind«.[4] Maßnahmen gegen Menschen, die in der NS-Terminologie als »Berufs- und Gewohnheitsverbrecher« bezeichnet wurden, hatten daher auch immer den Sinn, daß mit ihnen verhindert werden sollte, daß der oder die »betreffende Kriminelle Nachwuchs hat«.[5]
»Da es nun nicht mehr um die Unschädlichmachung des einzelnen ging, sondern des Erbstroms, von dem der einzelne meist nur ein kleiner Teil ist, wurde in die weitere Planung der kriminalpolizeilichen Arbeit selbstverständlich auch die Unfruchtbarmachung der Träger kriminal-biologisch schlechten Erbgutes einbezogen.«[6]

Die »Maßnahmen«, die in diesem Zusammenhang vorgeschlagen, diskutiert und praktiziert wurden, waren: freiwillige oder erzwungene Sterilisation, Kastration und Asylierung in besonderen Arbeitshäusern, Konzentrationslagern und anderen Lagern.[7] Auf Basis der Notverordnung vom 28. Februar 1933 wurde vorbeugende Polizeihaft gegen Personen verhängt, die eine Straftat begangen hatten oder vorbestraft waren – dies konnte Ladendiebstahl, aber auch Mord heißen –, und sie wurden in die Konzentrationslager eingeliefert.[1]
Am 24. November 1933 wurde den Gerichten durch das »Gesetz zur Bekämpfung gefährlicher Berufsverbrecher«[2] die Möglichkeit gegeben, gegen mehrfach vorbestrafte Rechtsbrecher im Anschluß an eine befristete Strafhaft unbefristete »Sicherungsverwahrung« anzuordnen. Die »Sicherheitsverwahrten« wurden in die Konzentrationslager eingeliefert. Mit dem »Grundlegenden Erlaß« des Reichs- und Preußischen Innenministers »über die Vorbeugende Verbrechensbekämpfung durch die Polizei« vom 14. Dezember 1937[3] wurde der Kreis der Menschen, die in polizeiliche Vorbeugehaft bzw. Sicherheitsverwahrung genommen werden konnte, weiter ausgedehnt. Verhaftet werden konnte nun, »wer ohne Berufs- oder Gewohnheitsverbrecher zu sein, durch sein asoziales Verhalten die Allgemeinheit gefährdet«. Außerdem Personen mit falschen Namen, die den Verdacht erweckten, eine Straftat verdecken zu wollen, oder »neue Straftaten unter falschem Namen zu begehen beabsichtigen«.[4]
In den Richtlinien des Reichskriminalpolizeiamtes vom 4. 4. 1938 wurde nochmals präzisiert, welcher Personenkreis im Rahmen der »Vorbeugenden Verbrechensbekämpfung« verhaftet werden sollte:
»a) Personen, die durch geringfügige, aber sich immer wiederholende Gesetzesüberschreitungen, sich der in einem nationalsozialistischen Staat selbstverständlichen Ordnung nicht fügen wollen (z.B. Bettler, Landstreicher, Dirnen, Trunksüchtige, mit ansteckenden Krankheiten, insbesondere Geschlechtskrankheiten behaftete Personen, die sich den Maßnahmen der Gesundheitsbehörden entziehen);
b) Personen, ohne Rücksicht auf etwaige Vorstrafen, die sich der Pflicht der Arbeit entziehen und die Sorge für ihren Unterhalt der Allgemeinheit überlassen (z.B. Arbeitsscheue, Arbeitsverweigerer, Trunksüchtige).«[5]

Sogenannte »Arbeitsscheue« waren in einem Runderlaß des Reichsführers-SS und Chefs der Deutschen Polizei, Himmler, vom 26. Januar 1938 wie folgt definiert worden:
»Arbeitsscheue im Sinne dieses Erlasses sind Männer im arbeitsfähigen Lebensalter, deren Einsatzfähigkeit in der letzten Zeit durch amtsärztliches Gutachten festgestellt worden ist oder noch festzustellen ist, und die nachweisbar in zwei Fällen die ihnen angebotenen Arbeitsplätze ohne berechtigten Grund abgelehnt oder die Arbeit zwar aufgenommen, aber nach kurzer Zeit ohne stichhaltigen Grund wieder aufgegeben haben.«[1]

[...]
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